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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) verlangte vom Bund eine
Gesamtschau darüber, was im Bildungsbereich bis 2008 erreicht werden soll. Sie
erklärte, die Kantone seien nicht bereit, sich vom Bund ständig neue Vorgaben und
Verantwortungen übertragen zu lassen, ohne dass der Bund sich an den Kosten
angemessen beteilige. Die Bildungsausgaben hätten sich in den vergangenen Jahren
kontinuierlich zu Lasten der Kantone verschoben. Derzeit bezahlen Kantone und
Gemeinden 88% der 22 Mia Fr., welche die Bildung – Kindergarten bis Universität –
jährlich verschlingt. In der Berufsbildung ging die Bundesbeteiligung gemäss EDK auf
15% zurück. Für die Fachhochschulen bezahlt der Bund statt der im Gesetz
vorgesehenen 33% nur 28%. Die Grundbeiträge des Bundes an die kantonalen
Universitäten sind gemäss EDK in den letzten 20 Jahren pro Studierende real um einen
Drittel gesunken. Die EDK wies auf eine Reihe von neuen Herausforderungen hin, die in
den nächsten Jahren auf die Schulen zukommen werden: Folgerungen aus der PISA-
Studie, neue Betreuungsstrukturen, Neuordnung der Vorschulphase, Lehrerbildung,
Zunahme der Studierendenzahlen. Diese dürften nicht (fast) allein auf die Kantone
überwälzt werden. Die EDK verlangte deshalb vom Bund einen Masterplan, in dem Bund
und Kantone gemeinsam festlegen, welche Ziele mit welchen finanziellen Mitteln
erreicht werden sollen. Die Erziehungsdirektoren möchten dabei die Priorität auf die
Sicherung der Grundausbildung legen, und zwar auf allen Stufen. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.11.2002
MARIANNE BENTELI

Grundschulen

Im Juni stellten die Bildungsdirektorin des Kantons Jura und ihre beiden Amtskollegen
aus Bern und Neuenburg das Projekt für eine gemeinsame Pädagogische Hochschule
(HEP-BEJUNE) vor, die ab August 2001 die Lehrerausbildung für alle drei Kantone mit
Zweigstellen in La Chaux-de-Fonds, Porrentruy und Biel gewährleisten soll. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die EDK stellte ein Inkrafttreten des Konkordats über die Pädagogische Hochschule
Zentralschweiz (PHZ) ab 1.1.2002 in Aussicht. Die Führungsverantwortung für die
Teilschulen in Luzern, Schwyz und Zug wurde den Bildungsdirektoren der
Konkordatskantone übertragen. An allen drei Standorten sind Ausbildungen für
Kindergarten und Primarschule – in Luzern zudem eine Ausbildung für die
Sekundarstufe I und für Schulische Heilpädagogik – vorgesehen. Die Kantonsparlamente
wurden angehalten, im Laufe des Jahres 2001 über einen Beitritt zum Konkordat zu
befinden. Der Zuger Regierungsrat beschloss, den Zuger Ableger der PHZ im Seminar St.
Michael in Zug und das Kurzzeitgymnasium unter kantonaler Trägerschaft im Seminar
Bernarda in Menzingen zu realisieren. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Berufsbildung

Ende Jahr beschlossen der Schweizerische Verband für Berufsberatung (SVB) und die
Hochschule für angewandte Psychologie eine schulische Kooperation und hoben damit
die Berufsberater-Ausbildung auf Hochschulniveau. Das neue Studium dauert acht
Semester, kann berufsbegleitend absolviert werden und soll den gesteigerten
Anforderungen an die Berufsberaterinnen und -berater entsprechen, welche vermehrt
auch mit Erwachsenen in Weiterbildung oder Umschulung betraut werden.
Qualitätssteigerung und Spezialisierungsmöglichkeiten wurden des weiteren im
kaufmännischen Bereich angestrebt. Die betroffenen Berufsbildungsverbände stellten
in Kooperation mit dem BBT ein neues branchenübergreifendes Prüfungsverfahren vor,
das KV-Absolventinnen und -absolventen in einer rund zweijährigen berufsbegleitenden
Ausbildung eine Spezialisation für Arbeitsplätze bei Banken, Versicherungen oder im
Gebiet der Finanzplanung ermöglichen soll. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Rektoren der Schweizer Universitäten beabsichtigen, das Medizinstudium
umfassend zu revidieren. Das Konzept „Hochschulmedizin 2008“ schlägt folgende
Neuerungen vor: 1.) Die Universitäten übernehmen vom Bund die Verantwortung für die
Ausbildung der Ärztinnen und Ärzte (Zulassung zum Studium, Ausbildungsinhalte,
Prüfungen und Qualitätssicherung); die Weiterbildung zum Facharzt oder zum
Assistenzarzt und die Berufszulassung bleiben hingegen weiterhin Sache des Bundes.
2.) Das Medizinstudium wird nicht mehr mit einem Staatsexamen abgeschlossen,
sondern führt neu über ein an allen fünf medizinischen Fakultäten angebotenes
Grundstudium, den Bachelor (3 Jahre), zum international anerkannten Master (2-3
Jahre). Der klassische Arzt, der „Dr. med.“, hat keinen Doktortitel mehr; das Doktorat (3
Jahre) wird als forschungsorientierte Qualifikation neu gestaltet. 3.) Die berufliche
Weiterbildung zum Facharzt wird von den Universitäten getrennt und liegt in der
Verantwortung einer separaten Institution. 4.) Eine neue Aufgabenteilung zwischen
Bund und Universitäten ermöglicht eine bessere Kostentransparenz. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.02.2004
MAGDALENA BERNATH

Hochschulen

Eine im Auftrag der fünf Medizinischen Fakultäten Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich durchgeführte Analyse der Ärzteausbildung in der Schweiz förderte bedenkliche
Resultate zutage. Eine internationale Expertenkommission diagnostizierte sechs
Hauptmängel – so die zu starke Ausrichtung der Studiengänge auf Examina, das
Vorherrschen von Frontalunterricht, die ungenügende Nutzung computergestützter
Lernmethoden, für die Ausbildung ungeeignete Universitätsspitäler, im ersten Jahr
überlastete Studienpläne, mangelhafte Begleitung und Beratung der Studierenden
sowie die Vernachlässigung der Hausarztmedizin und Grundversorgung im Unterricht.
Die betroffenen Fakultäten nahmen die Kritik als Bekräftigung der bereits eingeleiteten
Reformmassnahmen entgegen. Die Ergebnisse der im Herbst 1999 abgeschlossenen
Vernehmlassung zum revidierten Medizinalberufsgesetz waren im Berichtsjahr
Gegenstand einer Auswertung durch das Bundesamt für Gesundheit. Eine
entsprechende Vorlage an das Parlament wurde für Spätsommer 2001 in Aussicht
gestellt. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.01.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Grosses Aufsehen erregte im Berichtsjahr das komplexe Kooperationsprojekt der drei
Hochschulen am Genfersee – das sogenannte „Projet triangulaire“, welches Teil des
Bundesprogramms für die Hochschulförderung ist und die Zusammenarbeit der
Universitäten Genf und Lausanne sowie der Ecole Polytechnique Fédérale de Lausanne
(EPFL) vorsieht. Im März präsentierten die drei Institute ein ehrgeiziges Programm, in
dessen Mittelpunkt das Projekt „Sciences, Vie, Société“ steht. Dieses zielt darauf ab,
die Kräfte im Genferseeraum zu bündeln und die Lebenswissenschaften zu stärken.
Vorgesehen ist die Schaffung zweier regionaler Schwerpunkte mit neuen Organisations-
und Entscheidungsstrukturen – einerseits bei den Naturwissenschaften
(Biowissenschaften, Genomik), andererseits bei den Geisteswissenschaften
(gesellschaftliche-ethische Relevanz moderner Technologien). Wie schon 1998
vorgesehen, soll mit der geplanten Restrukturierung die Genfer Hochschule als
vollständige Universität erhalten bleiben, wohingegen sich beim Hochschulplatz
Lausanne eine deutlichere Arbeitsteilung zwischen Universität und EPFL abzeichnet.
Geplant ist ein Transfer der Fächer Mathematik, Physik und Chemie von der Uni
Lausanne zur EPFL sowie eine Fusion der Ecoles de pharmacie von Genf und
Lausanne. 7

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Zusammenfassung der FHS-Projekte Aargau, Solothurn und beider Basel im FH-
Verbund Nordwestschweiz (FHNWCH) bot auch in diesem Berichtsjahr Anlass zu
heftigen Diskussionen. Im Februar kam es zu einer überraschenden Studiengang-
Rochade zwischen der FHS Aargau und der FHS der beiden Basel: Die Architektur und
das Ingenieurwesen gingen nach Muttenz; der Aargau erhielt im Gegenzug den
Ausbildungsgang Bauprozess-Manager. Dadurch konnte das lange Seilziehen um die
Studiengänge entschieden werden. Hingegen war der Aufbau einer gemeinsamen FHS
mit Doppelstandort in Aarau und Olten, auf den sich die Kantone Solothurn und Aargau
im Dezember 1999 geeinigt hatten, immer noch stark umstritten. Die Standortfrage
spaltete insbesondere im Kanton Aargau die politischen Lager und führte zum
Regionenstreit, da der Ostaargau den bisherigen Standort Brugg nicht zugunsten von
Aarau aufgeben wollte. Im April wurde die Vernehmlassung zum 300-Millionen-Projekt
in beiden Kantonen abgeschlossen. Die Vernehmlassungsergebnisse stützten die Idee

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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einer fusionierten FHS mit Doppelstandort Aarau-Olten. Eine erneute Aufforderung zur
Kooperation ging an die beiden Basler Kantone, wobei die Standortfrage nicht vorweg,
sondern in einem „Gesamtpaket“ entschieden werden soll. Entsprechende Vorlagen an
die Parlamente der Kantone Solothurn und Aargau wurden für die erste Hälfte 2001 in
Aussicht gestellt. 8

An der Jahrestagung der Interkantonalen Stipendienbearbeiterkonferenz (IKSK) wurde
die Dringlichkeit der Schaffung eines schweizerischen Stipendiensekretariats und des
Ausbaus der Fördersysteme der Kantone zu einem schweizerisch harmonisierten
Gesamtsystem betont. Das Stipendienwesen sei von zum Teil absurden Unterschieden
von Kanton zu Kanton geprägt; einheitliche Kriterien zur Stipendienvergabe und
gesamtschweizerische Statistiken seien Mangelware. Es müsse zur Kenntnis genommen
werden, dass sich die ausbezahlten Stipendiensummen und die Anzahl
Stipendienbezügerinnen und -bezüger seit 1993 auf Tauchgang befänden. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.05.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Zur engeren Zusammenarbeit in der pharmazeutischen Lehre unterzeichneten die
Leitungen der ETH Zürich und der Universität Basel eine Vereinbarung über ein
Zentrum für pharmazeutische Wissenschaften. Das Zentrum setzt sich aus dem
betreffenden ETH-Institut und dem analogen Basler Departement zusammen. Statt
einer räumlichen Zentralisierung wird eine Verstärkung der Kooperation zwischen den
beteiligten Einheiten angestrebt. 10

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Kanton Bern kündigte aufgrund finanzieller Erwägungen und der durch die neuen
Universitätsgesetzgebungen veränderten Rahmenbedingungen das Abkommen über die
universitäre Koordination mit den Westschweizer Universitäten. Dem gemeinsamen
Programm der Universitäten Freiburg, Genf, Neuenburg, Lausanne und ETH Lausanne
im Bereich der Doktorandinnen- und Doktorandenausbildung war Bern 1980
beigetreten. Mit der Streichung des Ausbildungsbeitrags versprach sich nun der Kanton
für 2002 jährliche Einsparungen in der Höhe von 170'000 Fr., ab 2003 von 340'000
Fr.. 11

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Mitte des Berichtsjahres wurde die erste Phase des Projekts „Virtueller Campus
Schweiz“ abgeschlossen, so dass 27 Arbeitsgruppen mit ihren Arbeiten beginnen
konnten. 19 davon stammen von den Universitäten, eine von der ETH Zürich und sieben
von diversen Fachhochschulen. Diese erste Projektphase wurde mit 15 Mio Fr. vom
Bund unterstützt, wobei die beteiligten Hochschulen einen ebensolchen Betrag
aufzubringen hatten. Die Lancierung des Projekts „virtual campus“ war Folge eines
Berichts der Expertengruppe der SHK und hat vorderhand nicht zum Ziel, den
Präsenzunterricht zu ersetzen, sondern vielmehr die bestehenden Lernmöglichkeiten
zu erweitern. Als wichtiger Effekt wurde zudem die Kooperation zwischen den
Universitäten angestrebt, erhielten doch nur jene Projekte finanzielle Unterstützung, an
welchen sich mindestens drei Hochschulen beteiligen. Mitte des Berichtsjahres stellte
die EDK die Schaffung eines nationalen Bildungsservers in Aussicht, dank welchem die
Vielzahl an Bildungsangeboten im Internet in der Schweiz zusammengefasst und
einfacher zugänglich gemacht werden soll. 12

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 20.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die beinahe einstimmige Zustimmung der Zentralschweizer Kantonsparlamente zum
FHS-Konkordat ebnete den Weg zur Fachhochschule Zentralschweiz (FHZ). Der
Konkordatsrat als politisches Leitorgan und oberste vollziehende Behörde der FHZ
konnte zu Jahresbeginn seine Arbeit aufnehmen. In einer Absichtserklärung
bekräftigten die Erziehungsdirektoren der Kantone Neuenburg, Jura und Bern ihren
Willen zur Schaffung einer einzigen Ingenieurschule. Mit der Fusionierung der
bisherigen Schulen von Le Locle (NE) und St. Imier (BE) soll die neue Schule als Teil der
FHS Westschweiz künftig ihren Standort in St. Imier haben. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.09.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Ende Jahr unterzeichneten die Vertretungen von Bund und Universitätskantonen die
Vereinbarung über die Zusammenarbeit im universitären Hochschulbereich. Mit dieser
Vereinbarung wurden alle im Universitätsförderungsgesetz vorgesehenen Strukturen
realisiert. Das Gesetz war am 1. April des Berichtsjahres in Kraft getreten, womit der
Weg für die auf den 1.1.2001 vorgesehene Ablösung der SHK durch die Schweizerische
Universitätskonferenz (SUK) frei wurde. War die SHK ein kantonales
Koordinationsgremium, wird der SUK das Gewicht eines gemeinsamen
Planungsgremiums von Bund und Kantonen zukommen. Die Schaffung der SUK ist eine
der zentralen Neuerungen, die 1999 mit der Botschaft über die Förderung von Bildung,
Forschung und Technologie in den Jahren 2000-2003 durch das Parlament
verabschiedet worden war. In diesem Zusammenhang wurde im November des
Berichtsjahres die Schweizerische Hochschulrektorenkonferenz aufgelöst und durch
die Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS) ersetzt. Der Crus gehören
die Rektoren der zehn kantonalen Universitäten und die Präsidien der beiden ETH an. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 15.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Mitte Jahr unterzeichneten Bundesrätin Dreifuss, die Genfer Bildungsdirektorin
Martine Brunschwig und ihre waadtländische Amtskollegin Francine Jeanprêtre eine
Absichtserklärung, die den festen Willen des Bundes und der beiden Kantone zum
Ausdruck brachte, sich bis Ende des Berichtsjahres für die notwendige Finanzierung
des „Projet triangulaire“ einzusetzen. Kurz zuvor hatte der Bundesrat eine Erweiterung
des Leistungsauftrags an den ETH-Rat gutgeheissen und diesem 111 Mio Fr. als
sogenannte „Autonomiedividende“ für die Realisierung von Kooperationsprojekten mit
Universitäten und Fachhochschulen zur Verfügung gestellt. Eigentlich war dieser Betrag
den ETH im Gegenzug zur Einräumung von mehr Selbstverwaltung entzogen worden.
Von den durch die EPFL beantragten 76,2 Mio Fr. bewilligte der ETH-Rat nur 63 Mio,
worauf Aebischer in der Westschweizer Presse seiner Sorge hinsichtlich der Einhaltung
des Zeitbudgets für die geplante Restrukturierung Ausdruck gab. Dies wiederum sorgte
für Argwohn in der Deutschschweiz, wo für das zweitgrösste Paket der Innovations- und
Kooperationsprojekte in Zürich lobbyiert wurde. 44,5 Mio erhielt die ETH Zürich für
computer- und informationswissenschaftliche Programme sowie ein Life-Science-
Projekt; 14 Mio Fr. wurden im weiteren unter den vier eidgenössischen
Forschungsinstitutionen Paul-Scherrer-Institut, Forschungsanstalt für Wald, Schnee
und Landschaft, Anstalt für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und Gewässerschutz
und Materialprüfungs- und Forschungsanstalt aufgeteilt. Das seit Anfang des
Berichtsjahres herrschende Regime, in dessen Rahmen der ETH-Rat die beiden Schulen
und die vier Forschungsanstalten mit jährlichen Leistungsvereinbarungen und Budgets
regiert, während die Institutionen jährlich Bericht erstatten müssen – wobei der
Bundesrat dem ETH-Bereich einen vierjährigen Leistungsauftrag und ein vom Parlament
zu genehmigendes jährliches Budget vorgibt – entbehrt einer klaren rechtlichen
Grundlage. Um diese Lücke zu füllen, wurde eine Revision des ETH-Gesetzes in die
interne Vernehmlassung gegeben. 15

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Im April fällten erstmals Vertreter von Bund und Kantonen in der Schweizerischen
Universitätskonferenz (SUK) gemeinsam verbindliche Finanzentscheide. Bewilligt
wurden 38 Mio Fr. für acht Kooperations- und Innovationsprojekte in den Jahren 2001
bis 2003, 14,5 Mio Fr. für drei Vorhaben aller Universitäten, 10 Mio Fr. für eine zweite
Tranche des „Virtuellen Campus“ sowie eine Million für Frauenförderung –
insbesondere zur Erhöhung des Frauenanteils im Lehrkörper sowie zur Stärkung von
Mentoring- und Kinderbetreuungsstrukturen. Die SUK unterstützte damit zeitlich
befristet Vorhaben von jeweils mindestens zwei Universitäten oder einer Universität
und einer FHS mit der Auflage, dass diese Vorhaben lokal verankert sind, zur Hälfte von
den Hochschulen mitfinanziert werden, Strukturen schaffen und Vorbildcharakter
haben. 16

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.04.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Bund entsprach einem Beitragsgesuch der Universitäten Bern, Neuenburg und
Freiburg und unterstützte das seit 1993 bestehende Universitätsnetzwerk BeNeFri mit
neun Mio Fr. Damit sollen sechs Projekte, die ein gemeinsames Lehrangebot zwischen
den drei Universitäten schaffen, während vier Jahren unterstützt werden. Der grösste
Teil des Geldes fliesst an juristische Einrichtungen, indem drei Institute in den
Bereichen Wirtschaftsrecht (Bern), Europarecht (Freiburg) und Gesundheitsrecht
(Neuenburg) gegründet werden sollen. Im weiteren wird die Konzentration der
Teilbereiche Romanische Sprachen und Literaturen an einem der drei Standorte sowie
die Zusammenarbeit in der Slavistik angestrebt. 17

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.05.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Im November einigten sich die Bildungs- und Erziehungsdirektoren beider Basler
Kantone, des Aargaus und Solothurns auf eine verstärkte Zusammenarbeit ihrer FHS,
um die Bundesbedingungen für die Anerkennung der FHS Nordwestschweiz zu erfüllen.
Mit einer entsprechenden Vereinbarungsunterzeichnung wurden dem bestehenden
Kooperationsrat neue Aufgaben, Kompetenzen und Mittel zugewiesen. Zudem
beschlossen die Erziehungsdirektoren ein gemeinsames Portfolio, das die
Studiengänge, Vertiefungsrichtungen und Schwerpunkte der FHS Nordwestschweiz
verbindlich festschreibt. Kurz nacheinander kam es dann im Dezember zu zwei
Standortentscheiden in den Kantonsparlamenten Aargau und Solothurn. Der Aargauer
Grosse Rat stimmte einer Fusion der bestehenden FHS und ihrer Konzentration auf
einem Campus in Brugg-Windisch sowie einer Aufhebung der Berufsschulen in Brugg
zu. Insbesondere die Hauptstadt Aarau hatte gegen diesen Entscheid Opposition
gemacht, der nun das ursprüngliche Ansinnen der beiden Kantone auf Schaffung einer
gemeinsamen FHS im Raum Aarau-Olten scheitern liess. Der Solothurner Kantonsrat
bewilligte seinerseits eine Konzentration der FHS für alle Fachrichtungen in Olten und
hiess den Verbleib der Technikerschule in Grenchen gut. Im weiteren stimmten die
Regierungen der beiden Basel einem Staatsvertrag zu, der ab Sommer 2002 eine
Zusammenlegung der Lehrerausbildung in den beiden Kantonen dank der Schaffung
einer neuen FHS vorsieht. 18

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Vorjahr hatte der Rektor der Universität Lausanne, der wegen des „Projet
triangulaire“, der Hochschulkoordination am Genfersee, eine Ausdünnung des
Universitätsstandortes Lausanne befürchtete, den brisanten Vorschlag gemacht, die
kantonale Universität mit der Eidgenössischen Technischen Hochschule Lausanne
(ETHL) zu fusionieren. Der Waadtländer Staatsrat schloss dieses Vorgehen Anfangs Jahr
aus, da es mit geschätzten Kosten von rund 100 Mio Fr. zu teuer wäre und zudem von
der ETHL nicht gewünscht werde. Sie beschloss demgegenüber, auf eine verstärkte
Zusammenarbeit mit der Universität Neuenburg zu setzen. Für diese Kooperation vor
allem im Bereich der Post-Graduate-Studien wurden ein gemeinsamer Rektoratsrat und
ein Koordinationsfonds eingesetzt. 19

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.02.2002
MARIANNE BENTELI

Die mit Neuenburg im Universitätsverbund BeNeFri zusammengeschlossenen
Universitäten Bern und Freiburg zeigten sich düpiert ob dem Vorgehen Neuenburgs,
insbesondere weil der Rektor der Universität Neuenburg sprachliche und konfessionelle
Gründe für diese partielle Neuausrichtung geltend machte. In der Presse wurde dieses
Ausscheren auch damit erklärt, dass Neuenburg gleich wie die Universitäten Genf und
Lausanne der Umsetzung der Bologna-Doktrin skeptisch gegenübersteht. Die
Erziehungsdirektoren der Kantone Bern, Neuenburg und Freiburg legten hingegen ein
Bekenntnis zu BeNeFri ab und kündigten eine noch weiter gehende Zusammenarbeit
an. 20

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.04.2002
MARIANNE BENTELI

Der Vetsuisse-Rat, das im Vorjahr von den Regierungen der Kantone Bern und Zürich
zur Entwicklung eines Kooperationsmodells eingesetzte Gremium, beschloss die Fusion
der beiden Veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich auf
das Studienjahr 2002/03 hin. Der Vetsuisse-Rat schlug vor, dass die Ausbildung der
Tierärzte weiterhin an beiden Standorten erfolgen soll, dass aber gewisse Spezialitäten
nur noch an einem Ort angeboten werden. 21

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 15.05.2002
MARIANNE BENTELI

Life-Science-Aktivitäten der ETHZ und der Universität Basel sollen in Basel
zusammengeführt werden. Den „Kick-off“ zu diesem Projekt vollzogen Ende Jahr
Spitzenvertreter des Bundes und des Kantons Basel-Stadt sowie der ETH und der
Universität Basel. Im neuen Institut sollen Stärken des ETH-Bereichs wie der Universität
Basel im biomedizinischen Bereich zusammengefasst werden. Wenn sich die
Zusammenarbeit bewährt, soll sie im Hinblick auf die BFT-Botschaft für die Jahre
2008-2011 in die Bildung einer ETH-Institution in Basel münden. 22

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 21.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Mit der Idee, Zürich und die Genferseeregion (siehe unten) zu einem der attraktivsten
Forschungs- und Lernplätze in Europa werden zu lassen, plante die ETH, den
Hönggerberg als zweiten Standort der Zürcher Hochschule zur „Science City“
umzubauen. Entstehen sollte ein Campus mit Wohnungen für Studierende, ein
Konferenz- und E-Learning-Zentrum sowie ein international führendes Zentrum für
bildgebende Verfahren (Image Center). Der Baustart lag aber noch in weiter Ferne,
standen vorerst noch auf baulicher Ebene eine Änderung der Bau- und Zonenordnung
der Stadt Zürich für das Hönggerberg-Gebiet sowie auf finanzieller Ebene die Suche
nach zahlungskräftigen Sponsoren aus. 23

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Von einem Durchbruch sprachen die Regierungen des Kantons Aargau und der beiden
Basel aufgrund ihrer Einigung auf eine Vollfusion ihrer FHS zur Fachhochschule
Nordwestschweiz und der für das Jahr 2004 in Aussicht gestellten Vernehmlassung zu
einem entsprechenden Staatsvertrag. Solothurn wollte als vierter Nordwestschweizer
FHS-Kanton (noch) nicht auf diesen Zug aufsteigen und optierte für ein differenziertes
Fusionsmodell mit drei Teilschulen bzw. einer gemeinsam getragenen Institution mit
drei Teilschulen in Brugg, Basel/Muttenz und Olten. Insbesondere mit der Integration
der Pädagogischen FHS und der Musikhochschulen wollte Solothurn noch zuwarten. 24

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.05.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Transfer der Wirtschaftswissenschaften von der Universität Neuenburg nach
Lausanne wurde Mitte Jahr vom Rat der Universität Neuenburg klar abgelehnt, womit
die Kooperationsverhandlungen mit dem Kanton Waadt verkompliziert wurden. Im
Frühjahr hatten die Regierungen beider Kantone eine Absichtserklärung unterzeichnet,
wonach die wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten in der Handelshochschule (Hautes
Etudes Commerciales, HEC) der Universität Lausanne zusammengefasst werden sollte.
Vom Transfer wären rund 300 Studierende und 11 Professoren betroffen gewesen. Zu
dem entsprechenden auf Herbst angekündigten Entscheid des Neuenburger Parlaments
kam es dann jedoch nicht. Die Regierung begrub ihre Transfer-Pläne, nachdem das
Vorhaben nicht nur beim Universitätsrat, sondern auch in Kreisen der Politik und
Wirtschaft auf Ablehnung gestossen war. 25

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 25.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Im März erhielt die Fachhochschule Ostschweiz, bestehend aus der Interstaatlichen
Hochschule für Technik in Buchs, der Hochschule für Technik und Wirtschaft in Chur,
der Hochschule für Technik, Wirtschaft und Soziale Arbeit in St. Gallen und der
Hochschule für Technik Rapperswil die definitive Anerkennung durch den Bund. Die
FHS Ostschweiz basiert auf einer Zusammenarbeit der Kantone Zürich, Schwyz, Glarus,
Schaffhausen, Appenzell Inner- und Ausserrhoden, St. Gallen, Graubünden und
Thurgau; das Fürstentum Liechtenstein ist an den Sitzungen des Fachhochschulrates als
ständiger Gast vertreten. 26

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Im April präsentierte die wirtschaftsnahe Institution Avenir Suisse ihre Vorstellungen
zur Hochschullandschaft der Schweiz mit drei Hochschultypen: Die „globale
Hochschule“ biete Spitzenforschung auf höchstem internationalen Niveau nach dem
Vorbild der London School of Economics, mit englisch als Unterrichtssprache und
einem Anteil inländischer Studierender von 10%; als Beispiel diene die ETH Zürich. Die
„europäische Hochschule“ (wie die Hochschule St. Gallen oder das Departement für
Wirtschaft der Fachhochschule beider Basel) orientiere sich stärker an der Praxis und
richte sich an Studierende, die nach dem Studium einen Beruf ergreifen und nicht in
die akademische Lehre oder Forschung einsteigen möchten; Unterrichtssprachen seien
die jeweiligen Landessprachen und englisch. Die „nationale Hochschule“ (z.B. die
Universität Luzern, die Hochschule für Holzwirtschaft Biel oder die neu geschaffenen
Pädagogischen Hochschulen) bereite Studierende, die vorwiegend aus der Schweiz
stammen, auf berufliche Tätigkeiten im Inland vor; Forschung habe nur einen geringen
Stellenwert. Gemäss Avenir Suisse soll sich die Finanzierung der Hochschulen nicht
nach dem Bildungsangebot, sondern nach der Nachfrage richten. Damit der Bund die
notwendige Steuerungsmacht erhalte, seien Beiträge für Studierende aus anderen
Kantonen nicht mehr interkantonal zu regeln, sondern vom Bund zu übernehmen.
Dessen Beiträge an die Hochschulen richteten sich nach Indikatoren wie Zahl der
Studierenden, Dauer der Studienzeiten oder Zahl der Zitierungen in Publikationen.
Unternehmerisches Verhalten der Hochschulen zusammen mit höheren
Studiengebühren (bei verbessertem Stipendien- und Darlehenssystem) sollten die

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.04.2004
MAGDALENA BERNATH
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Qualität der Ausbildung sicherstellen. 27

Der Kanton Bern beteiligte sich an der von den Westschweizer Kantonen betriebenen
Fachhochschule Westschweiz (HES-SO), indem er die Ecole d’ingénieurs von St. Imier
in die von Jura und Neuenburg betriebene Hochschule ARC Bern-Jura-Neuenburg
überführte sowie durch ein Engagement an der Fachhochschule Westschweiz für
Gesundheit und soziale Arbeit. 28

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Oktober wurden die theologischen Fakultäten von Genf, Lausanne und Neuenburg
zur „Fédération des Facultés de théologie romandes“ zusammengelegt. Die
theologische Fakultät der Universität Luzern und die theologische Hochschule Chur
wählten eine andere Zusammenarbeitsform. Sie teilen sich die Professur für
Liturgiewissenschaften, während die vakante Stelle in Pastoraltheologie von Luzern und
der Universität Freiburg gemeinsam besetzt wird. 29

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Im November schlossen die Regierungen des Kantons Aargau, beider Basel und
Solothurns einen Staatsvertrag über eine gemeinsame Fachhochschule
Nordwestschweiz (FHNW) in den Bereichen Technik, Bau, Wirtschaft, Gestaltung und
Kunst, Soziale Arbeit, Pädagogik sowie Musik (diese ab 2008). Die Kooperation soll in
eine Vollfusion münden. Das von Solothurn favorisierte Modell mit drei Teilschulen
drang nicht durch. Die FHNW wird einer einheitlichen Führung unterstehen (mit
Hauptsitz Windisch, AG) und einen umfassenden Leistungsauftrag erhalten, jedoch an
den bisherigen Standorten präsent bleiben. Weil Solothurn und Aargau hohe
Mehrkosten zu tragen haben, Basel-Stadt aber entlastet wird, erklärte sich der
Stadtkanton bereit, drei Jahre lang Abfederungen von insgesamt 3,4 Mio Fr. zu
entrichten. Die Kantonsregierungen trugen dem insbesondere von den freisinnigen
Kantonalparteien konzertiert vorgebrachten Hauptkritikpunkt aus der Vernehmlassung
Rechnung und stellten eine Bereinigung der Portfolio-Frage vor den
Parlamentsberatungen auf Ende Januar 2005 in Aussicht. 30

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Im November gaben die Bundesräte Couchepin und Deiss in Absprache mit der EDK
bekannt, die Strukturen im Hinblick auf die „Hochschullandschaft 2008“ zu straffen;
die Universitätsförderung ist bis 2007 beschränkt und soll durch eine dauerhafte
Regelung abgelöst werden, in die auch das bisher eigenständige Fachhochschulgesetz
integriert wird. Der Gesetzesentwurf soll in der zweiten Hälfte 2005 in die
Vernehmlassung gehen. Vorgesehen ist, die grosse Zahl an Steuerungsgremien zu
reduzieren und durch drei Organe zu ersetzen: Die Gesamtsteuerung soll die Konferenz
der Hochschulträger übernehmen, in der ein Vertreter des Bundesrates und 14
Kantonsvertreter Einsitz nehmen. Sie legt die Studienstrukturen, die Qualitätssicherung
und die Finanzierungsregeln fest. Die Rektorenkonferenz koordiniert die Institutionen
und setzt die Entscheide der Trägerkonferenz um. Der Schweizerische Hochschulrat
schliesslich soll als beratendes Organ die gesamtgesellschaftliche Sicht einnehmen. Wie
bisher beteiligt sich der Bund an den Kosten der kantonalen Universitäten und der
Fachhochschulen. Für sie wie auch für die ETH soll neu aber eine einheitliche
Finanzierung basierend auf den Standardkosten gelten. Der Bund soll kein Recht
erhalten, Angebotsbereinigungen zu erzwingen, Subventionen jedoch von der
Koordination zwischen den Hochschulen abhängig machen. 31

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Nur zwei Monate nach Abschluss eines Staatsvertrages zur Gründung einer
gemeinsamen Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) präsentierten die vier
Bildungsdirektoren der Kantone Aargau, beider Basel und Solothurns im Januar das
FHNW-Portfolio: Der Aargau bietet als einziger Standort Studiengänge in Technik und
Informationstechnologie an mit Ausnahme des trinationalen Teils, der in Muttenz (BL)
verbleibt; hinzu kommen Pädagogik und komplementär Wirtschaft und Dienstleistungen
(Brugg/Windisch). Basel-Land konzentriert sich auf Architektur, Bau- und
Planungswesen sowie Chemie und Life Sciences (Muttenz); ein komplementäres
Angebot in Pädagogik findet sich in Liestal. In Basel-Stadt gelehrt werden Design und
Kunst sowie Musik und, ergänzend, Soziale Arbeit, Wirtschaft und Dienstleistungen.
Solothurn ist der einzige Unterrichtsort für Angewandte Psychologie; weitere
Schwerpunkte bilden die Fachbereiche Soziale Arbeit sowie Wirtschaft und

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.03.2005
MAGDALENA BERNATH
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Dienstleistungen (alle Olten); komplementär angeboten wird Pädagogik (Solothurn). – Im
Juni verabschiedeten die Regierungen der beteiligten Kantone den ersten
Leistungsauftrag der FHNW für die Jahre 2006-2008, und bis Ende Jahr stimmten ihm
alle kantonalen Parlamente zu. 32

Gemäss Beschluss der Konferenzen der Universitätsrektoren (CRUS) und der
Fachhochschulen (KFH) verschieben sich ab Herbst 2007 die Semestertermine an allen
Hochschulen: Vorlesungen und Übungen beginnen jeweils schon Mitte September und
dauern bis Weihnachten bzw. an den FHS bis in den Januar; das zweite Semester dauert
von Mitte Februar bis Ende Mai resp. Mitte Juni. Die Angleichung an die Semesterfristen
in der EU soll die Mobilität erleichtern und zwar nicht nur für vermehrte Wechsel nach
einem Studienabschnitt, sondern auch bei gleichzeitiger Tätigkeit an zwei oder mehr
Hochschulen. Noch nicht geklärt ist die Anpassung des Beginns der Rekrutenschulen;
gemäss VBS müsse ein Kompromiss gefunden werden. 33

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer einigten sich St. Gallen, Zürich und Bern auf eine Verteilung der
Studiengänge in den Gesundheitsberufen: Ernährungsberatung wird ab 2007 nur noch
an der Berner FHS gelehrt (bisher Zürich und Bern), Physiotherapie ab 2006 sowohl in
Bern als auch in Zürich und Pflege an allen drei Standorten. Die Ergotherapie-
Ausbildung findet allein in Zürich statt (bisher Biel und Zürich). Der Entscheid
betreffend den Studiengang für Hebammen ist noch offen, er soll unter Einbezug von
Graubünden gefällt werden, das wie St. Gallen eine Hebammenschule führt. 34

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 18.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Die fünf Universitäten mit medizinischen Fakultäten, Basel, Bern, Genf, Lausanne und
Zürich, sowie die Tessiner Universität in Lugano gründeten gemeinsam die „Swiss
School of Public Health“. Diese soll die Weiterbildung in Gesundheitsökonomie und
öffentlicher Gesundheit koordinieren und weiterentwickeln. Schwerpunkte bilden
wirtschaftliche Aspekte der medizinischen Versorgung und gesellschaftliche,
ökologische und andere Bedingungen für ein gesundes Leben im Sinne der
Volksgesundheit. Die sechs Universitäten bieten einzeln oder in Verbünden Absolventen
verschiedener Fachrichtungen bereits mehrere Nachdiplom-Programme an. Die im
Rahmen der „Schule“ verstärkte Kooperation wird vom Bund in den Jahren 2005-2007
mit 6 Mio Fr. unterstützt. 35

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.07.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr kündigte der St. Galler Bildungsdirektor Stöckling (fdp) in seiner Funktion als
Präsident des Fachhochschulrats Ostschweiz an, die drei Teilschulen der FHS-
Ostschweiz (FHO) auf St. Galler Kantonsgebiet (die Hochschule für Technik, Wirtschaft
und Soziale Arbeit in St. Gallen, die Hochschule für Technik in Rapperswil und die
Interstaatliche Hochschule für Technik in Buchs) unter eine gemeinsame operative und
strategische Führung stellen und die Konkordate der drei Hochschulen durch ein
Einheitskonkordat ersetzen zu wollen. Die vierte FHO-Teilschule des Verbundes, die
Hochschule für Technik und Wirtschaft in Chur, sei in diesem Konkordat willkommen.
Der Bündner Regierungsrat Lardi (sp), Vizepräsident der FHO, erklärte, aus Bündner
Sicht sei es unvorstellbar, dass die HTW, bei der der Kanton Graubünden der alleinige
Träger sei, von St. Gallen aus gesteuert werde. Stöckling zeigte Verständnis für diese
Reaktion und schlug vor, die weitere Zusammenarbeit mit Graubünden über eine
Leistungsvereinbarung zu regeln. 36

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 26.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Die naturwissenschaftlichen Fakultäten der Universitäten Bern und Freiburg prüfen
eine engere Zusammenarbeit, wobei eine Fusion nicht ausgeschlossen wird. In der
Medizin spannt Bern mit Basel, in der Veterinärmedizin mit Zürich zusammen. Die
Vetsuisse-Fakultät wird vorerst standortübergreifend die drei Departemente Präklinik,
Klinik und Paraklinik umfassen. Nachdem die Leitung der Universität Bern auf Antrag der
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät beschlossen hat, das Nebenfach
Medienwissenschaften zu streichen, steuert das Institut für Kommunikations- und
Medienwissenschaft einerseits ein entsprechendes Modul zum sozialwissenschaftlichen
Bachelor in Bern bei, andererseits beteiligt es sich mit einem Modul Politische
Kommunikation am Medienmaster, den Freiburg ab 2007 anbietet; damit kann das
Berner Institut als Lehr- und Forschungseinheit erhalten bleiben. 37

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Die Universitäten Bern, Genf und Neuenburg, die Universität der italienischen Schweiz
sowie das Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung in Lausanne (IDHEAP) bieten
neuerdings gemeinsam eine Ausbildung im Bereich öffentliche Verwaltung an. Ziel des
interdisziplinären Studiums ist ein Master-Abschluss in Politik und öffentlicher
Verwaltung (nach zwei Jahren) oder ein Doktorat. 38

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst scheiterte der neue ETH-Präsident Ernst Hafen mit seiner Führungsreform
am Widerstand der Professoren und musste zurücktreten; die interimistische Leitung
übernahm Rektor Osterwalder. Anstelle der bisherigen 15 Departementschefs hatte
Hafen 6-8 vollamtliche Abteilungsleiter einsetzen wollen. Die Stelle des Rektors, der von
der Professorenschaft gewählt wird, wollte er abschaffen. 39

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 02.11.2006
MAGDALENA BERNATH

Nach einem Streit zwischen den Kantonen Bern, Jura und Neuenburg um die Standorte
der Fachhochschule Jurabogen (HE-Arc) konnte ein Kompromiss erzielt werden. Der
Streit um die Standorte war ausgebrochen, als die Neuenburger Kantonsregierung
zwecks Abbau von Spannungen zwischen dem oberen und unteren Kantonsteil
angekündigt hatte, dass La Chaux-de-Fonds Standort der Ingenieurausbildung werden
soll. Bern und Jura fühlten sich übergangen, da sie im Rahmen der vom
Fachhochschulverband der Westschweiz geforderten Standortkonzentration bereit
waren, ihre Schulen in Saint-Imier und Delémont auf Aussenstellen herabzustufen. La
Chaux-de-Fonds und Le Locle stimmten dem vorläufigen Wegzug ihrer
Ingenieurausbildung nach Neuenburg schliesslich aber doch zu. 40

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.04.2007
LINDA ROHRER

Der Unternehmer Adolphe Merkle stiftete der Universität Freiburg 100 Mio Fr. Damit
soll hauptsächlich ein Forschungsinstitut für Nanotechnologie betrieben werden. Der
Pionier der Freiburger Hightech-Industrie will mit seiner Schenkung dem Pioniergeist in
der universitären Forschung und der technologischen Entwicklung im Kanton Freiburg
starken Schub geben. So viel Geld auf einmal hatte bisher noch keine Schweizer
Universität von einer Privatperson erhalten. 41

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.11.2007
LINDA ROHRER

Die Universitäten Bern und Neuenburg führen ihre Forschungsgruppen in
experimenteller und theoretischer Teilchenphysik zusammen. An der Universität Bern
entsteht ein neues gemeinsames „Center for Research and Education in Fundamental
Physics“. Finanziert wird das Projekt vor allem durch Mittelumlagerungen innerhalb der
Universität Bern. Zusätzlich leistet die Schweizerische Universitätskonferenz in den
Jahren 2009-2012 einen Beitrag von 6 Mio Fr.. 42

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 14.04.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Teilschulen der Hochschule Luzern sollen unter eine gemeinsame Direktion gestellt
werden. Der Konkordatsrat hat im Berichtsjahr eine entsprechende Vereinbarung in die
Vernehmlassung geschickt. Die Reorganisation kann nur umgesetzt werden, wenn die
Trägerkantone Luzern, Schwyz und Zug sowie die übrigen Konkordatskantone Uri, Ob-
und Nidwalden zustimmen. 43

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.07.2008
ANDREA MOSIMANN

Die interkantonale Vereinbarung zur Harmonisierung von Ausbildungsbeiträgen stiess
in der Vernehmlassung grundsätzlich auf Zustimmung. Grundlegende Einwände gab es
nur seitens der Kantone Appenzell Innerrhoden, Obwalden und Sankt Gallen. Die
übrigen 23 Kantone begrüssten die wesentlichen Aspekte des Entwurfs, sie schlugen
allerdings in Detailfragen noch zahlreiche Änderungen vor. Kritische Voten gab es etwa
bezüglich der Aufteilung zwischen Stipendien und Darlehen sowie des Systems für die
Berechnung der Ausbildungsbeiträge. Die Koalition Jugend für Stipendien (Vertreter der
Union der Schülerorganisationen, des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände sowie des Verbands der
Schweizer Studierendenschaft) beanstandete, dass der Beitritt zur Vereinbarung für die
Kantone freiwillig ist und ihnen sehr lange Fristen zur Umsetzung der neuen Ordnung
eingeräumt werden. Zudem sprach sie sich vehement gegen eine Finanzierung der
Ausbildung durch Darlehen aus. Die Erziehungsdirektorenkonferenz verabschiedete im
Oktober den aufgrund der Vernehmlassungsantworten überarbeiteten Entwurf in erster
Lesung. Die zweite Lesung ist für 2009 geplant. 44

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.09.2008
ANDREA MOSIMANN
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Das Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung (IDHEAP), die Universität Bern und die
Universitäten der italienischen Schweiz errichten ein Netzwerk für Lehre und
Forschung in Verwaltungswissenschaften. Sie bieten künftig gemeinsam einen
Masterstudiengang, eine Doktorandenausbildung und Forschungsprogramme im
Bereich der öffentlichen Verwaltung an. Das Projekt wird in den Jahren 2009-2012 von
der Schweizerischen Universitätskonferenz und vom Schweizerischen Nationalfonds
mit einem Beitrag von 6 Mio Fr. unterstützt. 45

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Fachhochschule Westschweiz (HES-SO) soll mehr Autonomie erhalten. Im
November wurde ein entsprechender Vorschlag präsentiert, welcher noch vom
Bundesrat genehmigt werden muss. Die geltende Struktur der Fachhochschule wird
vom Bund seit längerem kritisiert. Er beanstandet hauptsächlich den grossen Einfluss
der Trägerkantone auf die Tätigkeit der Schulen. Gemäss dem vorgestellten Entwurf soll
die HES-SO künftig durch ein Rektorat von 3 bis 5 Mitgliedern geleitet werden. Die
Kantone behalten allerdings eine starke Stellung und bleiben insbesondere auch für die
Nomination der Professorinnen und Professoren zuständig. 46

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 29.11.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Universitäten Basel und Genf betreiben in Zukunft gemeinsam ein neues
Kompetenzzentrum für angewandte Humantoxikologie. Die beiden Universitäten
wurden vom Bund aus mehreren eingereichten Projekten ausgewählt. Durch die
Kooperation soll die während Jahren vernachlässigte unabhängige Toxikologie-
Forschung gestärkt werden. Dafür fliessen in den nächsten drei Jahren acht Mio Fr. aus
der Bundeskasse; den gleichen Betrag werden auch die beteiligten Universitäten
aufbringen . 47

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 27.05.2009
ANDREA MOSIMANN

Die Erziehungsdirektorenkonferenz hat im Juli ein Stipendienkonkordat verabschiedet,
das die Berechnungsparameter harmonisiert und letztlich zu höheren Beiträgen führen
soll. Ein Vollstipendium beträgt für Lehrlinge und Gymnasiasten künftig mindestens
12 000 Fr. und für Hochschulstudierende 16 000 Fr. Die Kantone müssen die Stipendien
bezahlen, wenn der Bewerber bei Beginn der Ausbildung nicht älter als 35 Jahre ist.
Ausländer können Stipendien erhalten, wenn sie mindestens seit fünf Jahren eine
Niederlassungsbewilligung besitzen. Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald zehn
Kantone ihren Beitritt erklärt haben. Der Verband Schweizer Studierendenschaften
begrüsste das Konkordat grundsätzlich, kritisierte aber, dass der Beitritt für die
Kantone freiwillig ist. 48

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Im August wurde ein im Auftrag von Bundesrätin Leuthard erarbeiteter Expertenbericht
zur zukünftigen Organisation der Westschweizer Fachhochschule HES-SO vorgestellt.
Im Zentrum des Papiers steht die Frage, ob der Ende 2008 von der HES-SO
ausgearbeitete Entwurf zu einem neuen Trägerkonkordat die seit mehreren Jahren
bestehenden Auflagen des Bundesrates bezüglich Führungsstruktur und Organisation
erfüllt. Die Expertengruppe unter der Leitung der früheren SP-Nationalrätin und
Bildungspolitikerin Barbara Haering erachtete den Entwurf als ungenügend. Sie
kritisierte den grossen Einfluss der Erziehungsdirektoren der sieben Trägerkantone (BE,
FR, GE, JU, NE, VD und VS) und forderte eine Stärkung des Rektorats auf Kosten des
strategischen Ausschusses. Schliesslich empfahl sie die Einführung eines einheitlichen
Qualitätssicherungssystems für die ganze Fachhochschule. 49

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Die ETH Lausanne und die Universitäten Genf und Lausanne verfügen seit August über
ein gemeinsames Hochleistungsrechenzentrum (Centre lémanique de calcul à haute
performance). Der neue Rechner befindet sich auf dem Campus der ETH Lausanne und
bildet Teil des nationalen strategischen Plans für Hochleistungsrechnen und Vernetzung
(vgl. oben, Universitäten und ETH). Das Projekt wird durch die Kantone Genf und Waadt
mit je acht Mio Fr. unterstützt. 50

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 23.10.2009
ANDREA MOSIMANN
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Im Januar genehmigte der Bundesrat das überarbeitete Konkordat der Westschweizer
Fachhochschule. Er erachtete die Auflagen, welche im Zusammenhang mit dem ersten
Entwurf gemacht worden waren, als erfüllt. Die neue Vereinbarung berücksichtigt eine
Reihe von Empfehlungen einer Expertengruppe, welche 2009 die Organisation und
Führung der Westschweizer Fachhochschule überprüft hat. Insbesondere wird der
Einfluss der Kantone auf die operative Führung der Schule reduziert und die Rolle des
Rektorats gestärkt. Zudem werden die Bereiche Gesundheit, Soziale Arbeit und Kunst
integriert sowie Schwächen bei der Qualitätssicherung angegangen. Der Bund erwartet
von der Fachhochschule bis Ende 2012 einen Bericht über die Umsetzung der neuen
Organisations- und Führungsstruktur. Das Konkordat muss nun noch von den sieben
Trägerkantonen der Westschweizer Fachhochschule ratifiziert werden, der Entwurf
wurde zwischen Februar und April in die Konsultation geschickt. 51

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 28.01.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Kanton Luzern stieg aus dem Konkordat der Pädagogischen Hochschulen
Zentralschweiz (PHZ) aus. Im Mai hiess der Kantonsrat die Kündigung der
Interkantonalen Vereinbarung einstimmig gut. Nach einer Kündigungsfrist von drei
Jahren wird Luzern seine Lehrerinnen und Lehrer ab 2013 im Alleingang ausbilden. Der
Schwyzer Bildungsdirektor Walter Stählin (SVP) bedauerte den Entscheid aus Luzern
und drohte mit einem Rückzug aus dem Zentralschweizer Fachhochschulkonkordat.
Auch der Zuger Regierungsrat störte sich daran, dass Luzern einerseits das PHZ-
Konkordat kündigte, andererseits aber bei der Zentralschweizer Fachhochschule weiter
mit den Konkordatskantonen zusammenarbeiten will. Allerdings stellte der Zuger
Bildungsdirektor Patrick Cotti (AL) klar, dass Zug zum Fachhochschulkonkordat stehe.
Im Dezember entschied sich der Kanton Schwyz für seine Fachhochschule in Goldau
den Alleingang zu wählen. Zug will weiterhin mit Luzern zusammenarbeiten. 52

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.05.2010
ANDREA MOSIMANN

Die Kantone Freiburg, Basel-Stadt, Graubünden und Thurgau ratifizierten im
Berichtsjahr das von der EDK 2009 beschlossene Stipendienkonkordat. Abgelehnt
wurde der Konkordats-Beitritt in den Kantonen Wallis, Uri und Appenzell
Innerrhoden. 53

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 11.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Pour les étudiants en médecine, le numerus clausus a été reconduit. La Conférence
universitaire suisse (CUS) a pris cette décision en invoquant l’augmentation constante
d’étudiants souhaitant rejoindre les facultés de médecine. Ce numerus clausus
concerne ainsi les universités de Bâle, Berne, Fribourg et Zurich. 54

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 20.03.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Forschung

Um die Zusammenarbeit der Wirtschaft mit den Hochschulen weiter zu stärken, schloss
der Bund mit vier Konsortien von Hochschulen und Unternehmen
Leistungsvereinbarungen ab, die er bis Ende 2007 mit insgesamt 10 Mio Fr. unterstützen
will. Die aus einer Ausschreibung hervorgegangenen Konsortien für den Wissens- und
Technologietransfer sollen Innovationsprozesse fördern. Das erste Konsortium ist in
der Region Zürich sowie in Bern und Freiburg tätig, das zweite deckt die Nordwest- und
die Zentralschweiz ab, das dritte die Westschweiz und das Tessin; das vierte
Konsortium befasst sich in der ganzen Schweiz mit Umwelt- und Energiefragen. 55

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 07.07.2005
MAGDALENA BERNATH

La Commission pour la technologie et l’innovation (CTI) dispose désormais d’une
enveloppe supplémentaire de 118 millions de francs. Elle a pour objectif de soutenir la
recherche énergétique des années 2013 à 2016. Un des piliers du projet consiste en la
mise en place de pôles de compétences interuniversitaires en recherche énergétique.
Le but est de fédérer les recherches des Ecoles polytechniques fédérales (EPF),
universités et Hautes écoles (HES) de Suisse dans le domaine de l’énergie. 56

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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